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N A C H R U F

Der Landkreis Kulmbach trauert um    

Herrn Helmut Reuschlein
Helmut Reuschlein war bis zu seinem Eintritt in den Ruhestand im August 2021 als Schichtführer in 
der TVA Leuchau und später als Bautruppführer in der Hochbauverwaltung des Landkreises einge-
setzt.

Mit Helmut Reuschlein verlieren wir einen kompetenten, einsatzfreudigen, hilfsbereiten und stets 
positiv optimistischen Mitarbeiter, der seine Arbeit mit Sorgfalt, Fleiß und Pflichtbewusstsein anging. 
Bei Vorgesetzten und Kollegen war Helmut Reuschlein gleichermaßen hoch geschätzt, geachtet und 
beliebt. 

Wir werden ihn vermissen und in dankbarer Erinnerung behalten.

Unser tiefes Mitgefühl gilt seinen Angehörigen.

Landratsamt Kulmbach

	 Klaus Peter Söllner	 Andreas Hahn
	 Landrat	 Personalratsvorsitzender
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BEKANNTMACHUNG	 Gemeinde Neudrossenfeld

Satzung
über die Veränderungssperre für das 
Bebauungsplangebiet „Am Wald II“

vom 14.05.2024

Die Gemeinde Neudrossenfeld erlässt aufgrund von §§ 14 und 16 
des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. 
November 2017 (BGBl I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 04. Januar 2023 (BGBl 2023 I Nr. 6), und Art. 23 
Gemeindeordnung (GO) des Freistaates Bayern in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl S. 796, BayRS 2020-1-1-
I), zuletzt geändert durch die §§ 2, 3 des Gesetzes vom 24. Juli 2023 
(GVBl S. 385, 586) folgende Satzung:

§ 1
Anordnung der Veränderungssperre

Zur Sicherung der Änderungsplanung im Geltungsbereich des Be-
bauungsplans „Am Wald II“ wird eine Veränderungssperre ange-
ordnet. 

§ 2
Räumlicher Geltungsbereich

(1)	Für die Grundstücke Fl.-Nrn. Flur-Nummern 317, 325, 325/4, 
325/5, 325/6, 325/7, 325/8, 325/9, 329/1, 329/2, 329/3, 329/4, 329/5, 
329/6, 329/7, 329/8, 329/9, 329/10, 329/11, 329/12, 329/13, 329/14, 
329/15, 329/16, 329/17, 329/18, 329/19, 329/20, 329/20, 329/21, 329/22, 
329/23, 329/24, 329/25, 329/26, 329/27, 329/28, 329/29, 329/30, 329/31, 
329/32, 329/33, 329/34, 329/35, 347 und Teilflächen der 341 und 
348, wird eine Veränderungssperre angeordnet.

(2)	Der beigefügte Lageplan mit Darstellung des räumlichen Gel-
tungsbereichs der Veränderungssperre vom 30.04.2024 ist Be-
standteil dieser Satzung.

§ 3
Inhalt und Rechtswirkungen der Veränderungssperre

(1)	Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre dürfen: 
	 1.	 Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder 

bauliche Anlagen nicht beseitigt werden und
	 2.	 keine erheblichen oder wesentlich wertsteigernden Verän-

derungen von Grundstücken und baulichen Anlagen, deren 
Veränderung nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzei-
gepflichtig ist, vorgenommen werden.

(2)	Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre 
baurechtlich genehmigt worden sind, Vorhaben, von denen die 
Gemeinde nach Maßgabe des Bauordnungsrechts Kenntnis er-
langt hat und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der 
Veränderungssperre hätte begonnen werden dürfen, sowie Un-
terhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeüb-
ten Nutzung werden von der Veränderungssperre nicht berührt.

(3)	In Anwendung von § 14 Abs. 2 BauGB kann von der Verände-
rungssperre eine Ausnahme zugelassen werden, wenn keine 
überwiegenden öffentlichen Belange entgegenstehen. Die Ent-
scheidung hierüber trifft die Baugenehmigungsbehörde im Ein-
vernehmen mit der Gemeinde.

§ 4
Inkrafttreten und Außerkrafttreten

(1)	Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

(2)	Sie tritt außer Kraft, sobald und soweit der für den Geltungsbe-
reich dieser Satzung aufzustellende Bebauungsplan rechtskräf-
tig geworden ist, spätestens jedoch nach Ablauf von zwei Jahren, 
vom Tage der Bekanntmachung angerechnet.

Neudrossenfeld, 14. Mai 2024
Gemeinde Neudrossenfeld
Harald Hübner
Erster Bürgermeister

(Lageplan ist nicht maßstäblich)



BEKANNTMACHUNG 	 Stadt Kulmbach

Öffentliche Bekanntmachung

2. Betriebsausschuss-Sitzung
des EB 2 Tourismus & Veranstaltungsservice

am Montag, 10.06.2024, 17:00 Uhr
in der Dr.-Stammberger-Halle, Sutte 2, Kulmbach

Die aktuelle Tagesordnung für die o. a. öffentliche Sitzung ist ab 
sofort im Internet unter www.kulmbach.de unter den Menüpunkten 
Rathaus  Politik  Aktuelle Tagesordnungen einsehbar und hängt 
zusätzlich in schriftlicher Form an der Bekanntmachungstafel im 
Erdgeschoss des Kulmbacher Rathauses, Eingangsbereich bei der 
Info, Marktplatz 1, zur Kenntnisnahme aus.

Kulmbach, 22. Mai 2024
Stadt Kulmbach
Ingo Lehmann
Oberbürgermeister

BEKANNTMACHUNG	 Landratsamt Kulmbach
		  30-7530

Allgemeinverfügung
des Landratsamts Kulmbach

über den Widerruf der Allgemeinverfügung für die  
Verwendung von Nachtsichttechnik zur Bejagung  

von Schwarzwild vom 18.05.2022, Az. 30-7530

Aufgrund des Art. 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Var. 2 des Bayerischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) in Verbindung mit Art. 29 
Abs. 5 Satz 2 des Bayerischen Jagdgesetzes (BayJG) in Verbindung 
mit § 19 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe a des Bundesjagdgesetzes 
(BJagdG) erlässt das Landratsamt Kulmbach folgende

Allgemeinverfügung:

I.	 Widerruf der Allgemeinverfügung vom 18.05.2022, Az. 30-7530

	 Die Allgemeinverfügung vom 18.05.2022, Az. 30-7530 wird mit 
Wirkung für die Zukunft widerrufen.

II.	Inkrafttreten

	 Diese Allgemeinverfügung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.

Die Allgemeinverfügung und die Begründung können beim Land-
ratsamt Kulmbach, Konrad-Adenauer-Straße 5, 95326 Kulmbach, 
bei der unteren Jagdbehörde während der allgemeinen Öffnungs-
zeiten eingesehen werden.

Kulmbach, 21. Mai 2024
Landratsamt Kulmbach
Oliver Hempfling
Regierungsdirektor
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BEKANNTMACHUNG	 Markt Ludwigschorgast

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB);

Erste Änderung des Bebauungsplanes 

„An der Alten Wirsberger Straße III“

Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses

Der Markt Ludwigschorgast hat mit Beschluss des Marktgemeinde-

rats vom 07. Mai 2024 die Erste Änderung des rechtsverbindlichen 

Bebauungsplanes „An der Alten Wirsberger Straße III“ als Satzung 

beschlossen. Der Geltungsbereich dieser Satzung erstreckt sich auf 

Teilflächen der Fl.-Nrn. 185/6, 215 und 213 der Gemarkung Ludwig-

schorgast. 

Ferner wird auf die Anlage zu dieser Bekanntmachung, die eben-

falls in dieser Ausgabe des Amtsblattes des Landkreises Kulmbach 

veröffentlicht ist und aus der der Geltungsbereich dieser Satzung 

ersichtlich ist, verwiesen. 

Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich 

bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt die Erste Ände-

rung des Bebauungsplanes in Kraft. 

Jedermann kann den ausgewiesenen Bebauungsplan einschließ-

lich Begründung und wie die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und 

Behördenbeteiligung im Zuge der Bebauungsplanänderung be-

rücksichtigt wurden, und aus welchen Gründen der Plan nach Ab-

wägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen 

Planungsmöglichkeiten gewählt wurde, während der allgemeinen 

Dienststunden in der Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft 

Untersteinach einsehen und über deren Inhalt Auskunft verlan-

gen. Außerdem ist die Einsichtnahme auch über das Internet unter 

www.ludwigschorgast.de möglich.

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung 

von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Ab-

wägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hin-

gewiesen.

Unbeachtlich werden demnach

1.	eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verlet-

zung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

2.	eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche 

Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-

planes und des Flächennutzungsplanes und

3.	nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwä-

gungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der 

Satzung schriftlich gegenüber dem Markt Ludwigschorgast geltend 

gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den 

Mangel begründen soll, ist darzulegen. Außerdem wird auf die Vor-

schriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB hinge-

wiesen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den 

§§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht 

innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem 

die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des An-

spruches herbeigeführt wird.

Untersteinach, 24. Mai 2024

Markt Ludwigschorgast

Doris Leithner-Bisani

Erste Bürgermeisterin
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Anlage zur Bekanntmachung der Marktgemeinde Ludwigschorgast vom 24. Mai 2024
bezüglich der Ersten Änderung des Bebauungsplanes „An der Alten Wirsberger Straße III“

Bekanntmachung über den Satzungsbeschluss gemäß §10 BauGB

Plan ohne Maßstab



BEKANNTMACHUNG	 Gemeinde Untersteinach

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB);

Sechste Änderung des Flächennutzungsplanes Untersteinach 

(Ausweisung einer Sonderbaufläche 

„Großflächiger Einzelhandel an der B303“) 

im Zuge der Aufstellung des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplanes für das Sondergebiet 

„Großflächiger Einzelhandel an der B303“ 

für die Grundstücke Fl.-Nrn. 1508 (Teilfläche), 

1509 (Teilfläche), 1511 und 1425/5 (Teilfläche), 

jeweils Gemarkung Untersteinach;

Genehmigung der Flächennutzungsplanänderung 

Mit Bescheid vom 22.05.2024, Az. SG 33- BLP-2022-53 hat das Land-

ratsamt Kulmbach die Sechste Änderung des Flächennutzungs-

planes der Gemeinde Untersteinach für den Bereich der Fl.-Nrn. 

1508 (Teilfläche), 1509 (Teilfläche), 1511 und 1425/5 (Teilfläche), 

jeweils Gemarkung Untersteinach, genehmigt. Die Erteilung der 

Genehmigung wird hiermit gemäß § 6 Abs. 5 BauGB ortsüblich be-

kannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung wird die Änderung 

wirksam. 

Jedermann kann den Flächennutzungsplan und die Begründung so-

wie die zusammenfassende Erklärung über die Art und Weise, wie 

die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und 

Behördenbeteiligung in dem Flächennutzungsplan berücksichtigt 

wurden, und aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit 

den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungs-

möglichkeiten gewählt wurde, während der allgemeinen Dienst-

stunden in der Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Unter-

steinach einsehen und über deren Inhalt Auskunft verlangen. Au-

ßerdem ist die Einsichtnahme auch über das Internet unter www.

untersteinach.de möglich.

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung 

von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Ab-

wägung sowie der Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hin-

gewiesen.

Unbeachtlich werden demnach

1.	eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Ver-

letzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften 

und 

2.	nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwä-

gungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des 

Flächennutzungsplanes schriftlich gegenüber der Gemeinde Un-

tersteinach geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die 

Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

Untersteinach, 24. Mai 2024

Gemeinde Untersteinach

Schmiechen

Erster Bürgermeister

BEKANNTMACHUNG	 Gemeinde Untersteinach

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB);
Vorhabenbezogener Bebauungsplan für das Sondergebiet 

„Großflächiger Einzelhandel an der B303“ für die Grundstücke 
Fl.Nrn. 1508 (Teilfläche), 1509 (Teilfläche), 1511 und 1425/5 

(Teilfläche), jeweils Gemarkung Untersteinach;

Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses

Die Gemeinde Untersteinach hat mit Beschluss des Gemeindera-
tes vom 23.04.2024 den vorhabenbezogenen Bebauungsplan für das 
Sondergebiet „Großflächiger Einzelhandel an der B303“ als Satzung 
beschlossen. Der Geltungsbereich dieser Satzung erstreckt sich auf 
die Fl.Nrn. 1508 (Teilfläche), 1509 (Teilfläche), 1511 und 1425/5 (Teil-
fläche), jeweils Gemarkung Untersteinach. 
Ferner wird auf die Anlage zu dieser Bekanntmachung, die eben-
falls in dieser Ausgabe des Amtsblattes des Landkreises Kulmbach 
veröffentlicht ist und aus der der Geltungsbereich dieser Satzung 
ersichtlich ist, verwiesen. 

Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 12 i.V.m. § 10 Abs. 3 (BauGB) 
ortsüblich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt der 
vorhabenbezogene Bebauungsplan in Kraft. 

Jedermann kann den vorhabenbezogenen Bebauungsplan ein-
schließlich Begründung, den Vorhaben- und Erschließungsplan so-
wie die zusammenfassende Erklärung über die Art und Weise, wie 
die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung in dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
bzw. Vorhaben- und Erschließungsplan berücksichtigt wurden, und 
aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, 
in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten ge-
wählt wurde, während der allgemeinen Dienststunden in der Ge-
schäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Untersteinach einsehen 
und über deren Inhalt Auskunft verlangen. Außerdem ist die Ein-
sichtnahme auch über das Internet unter www.untersteinach.de 
möglich.

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Ab-
wägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hin-
gewiesen.

Unbeachtlich werden demnach

1.	eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verlet-
zung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

2.	eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche 
Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
planes und des Flächennutzungsplanes und

3.	nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes schriftlich gegenüber der 
Gemeinde Untersteinach geltend gemacht worden sind; der Sach-
verhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist dar-
zulegen. Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 
1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. Danach erlöschen Ent-
schädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetre-
tene Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile 
eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.

Untersteinach, 24. Mai 2024
Gemeinde Untersteinach
Schmiechen
Erster Bürgermeister
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Anlage zur Bekanntmachung der Gemeinde Untersteinach vom 24. Mai 2024 bezüglich der Aufstellung eines vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes für das Sondergebiet „Errichtung eines großflächigen Einzelhandels“ mit 

gleichzeitiger 6. Änderung des Flächennutzungsplanes Untersteinach 

Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch 

Plan ohne Maßstab


